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Die  seit  langem  leidenden Menschen 
sind noch  weit  von  wirklicher  Freiheit 
entfernt,  obwohl die Demokratin Aung 
San Suu Kyi glaubt, nach Jahrzehnten 
der Militärherrschaft Zeichen eines po-
litischen Wandels in Myanmar  feststel-
len zu können.

Die neue Regierung scheint glaubhaft 
den Wunsch nach demokratischen Re-
formen zu haben, äußerte die Nobel-
preisträgerin dem  AFP gegenüber. Sie 
meinte auch, dass ein Aufstand im ara-
bischen Stil  nicht  die  Antwort  auf  die 
Probleme des Landes sein kann.

Die Oppositionsführerin sagte, dass in 
ihrem Parteibüro  in  Rangoon positive 
Entwicklungen  stattgefunden  hätten. 
Sie habe stets betont, dass sie ein vor-
sichtiger  Optimist  sei  und  das  auch 
bleiben  werde.  Thein  Sein  möchte 
einen  positive  Wandel  herbeiführen, 
aber  es  muss  die  Frage  untersucht 
werden, wie er das,  was er erreichen 
will, realisieren wird.

Es  konnte  beobachtet  werden,  dass 
die  neue  Regierung  Andeutungen 
macht, sich Kritikern einschließlich Suu 
Kyi und ihrer National League for De-
mocracy (NLD)  zuzuwenden, die 1990 
die Wahl gewann, der es aber nie er-
laubt wurde, das Amt zu übernehmen.

Suu Kyi sagte, obgleich Einzelheiten ih-
res  Gespräches  mit  Präsident  Thein 
Sein nicht offengelegt wurden, es doch 
Bereiche  der  Übereinstimmung  gege-
ben habe, besonders im Hinblick dar-
auf, was beide für das Land wollen.

Wie der erste Berater des Präsidenten 
AFP  darauf  hinwies,  ist  die  Revision 
des  kontroversen  Gesetzes,  das  es 

Gefangenen  untersagt,  Mitglied  einer 
politischen Partei zu sein, ein Zeichen 
dafür, dass die Obrigkeit den Wunsch 
hegt, sich mit der Opposition in Verbin-
dung zu setzen. Das Gesetz war von 
der  Militärregierung  herausgegeben 
worden und soll  dem  jetzigen Parla-
ment  zur  Überprüfung  vorgelegt  wer-
den.

Suu Kyi meinte,  dass es zu früh sei, 
entscheiden zu können, ob ihre Partei 
sich an den nächsten Wahlen in 2015 
beteiligen wird, aber die Ikone der De-
mokratie versicherte, dass sie sich be-
reit  hielte,  das  Land zu führen,  sollte 
das Volk es so wünschen. 

**************************

San  Franzisco  –  Außenministerin 
Hillary Clinton forderte am Donnerstag 
Myanmar  dazu  auf,  „konkrete  Aktio-
nen“  zu  ergreifen,  um  die  Lage  der 
Menschenrechte  zu  verbessern  und 
sprach damit die trotz der freundlichen 
Kontakte  bestehenden  Bedenken  be-
züglich  der  Menschenrechtsakte  der 
neuen Regierung aus.

Clinton sprach in  einer  gemeinsamen 
Nachrichtenkonferenz  nach  Gesprä-
chen mit australischen Führern und be-
richtete, dass der neue Koordinator für 
Burma,  Derek  Mitchell,  in  dieser  Wo-
che  während  seiner  ersten  Reise  ins 
Land  „produktive  Gespräche“  führen 
konnte.

Sie fügte jedoch hinzu: „Offen gesagt 
haben  wir  jedoch  ernste  Fragen  und 
Bedenken hinsichtlich einer umfangrei-
chen Reihe von Themen“.

Sie sagte, dass die vom Militär gestütz-
te  Regierung  des  Landes,  das  zuvor 
als Burma bekannt war,  weiterhin um 

die 2000 politische Gefangene festhält 
und ethnische  Minderheiten  wie  auch 
die Medien schlecht behandelt.

„Ich  möchte  die  burmesische  Regie-
rung  dazu  auffordern,  ihren  Worten 
und  Verpflichtungen  durch  konkrete 
Aktionen nachzukommen, die zu einer 
echten Reform, nationaler Aussöhnung 
und Achtung der Menschenrechte füh-
ren,“ sagte Clinton.

Die  damaligen  Militärmachthaber  ha-
ben im vergangenen Jahr selten statt-
findende Wahlen abgehalten und dann 
die Macht scheinbar an Zivilisten über-
geben.  Die  Opposition  wie  auch  die 
USA  brandmarkten diesen Schritt als 
Täuschung, die dazu dient, die Kontrol-
le des Militärs zu zementieren.

Aber die Regierung zeigte auch Gesten 
wie  die  Freilassung  der  Oppositions-
führerin Aung San Suu Kyi, einer No-
belpreisträgerin, die die meiste Zeit der 
vergangenen  zwei  Dekaden  unter 
Hausarrest verbrachte.

2009  eröffnete  die  Obama-Ad-
ministration einen Dialog mit Myanmar, 
nachdem  sie  festgestellt  hatte,  dass 
die  vergangene Politik  des  Versuchs, 
das Regime zu isolieren,  fehlgeschla-
gen ist.  Aber  die  Vereinigten  Staaten 
sagen, dass sie Sanktionen nur dann 
aufheben werden, wenn ein Fortschritt 
festzustellen ist.

**************************

Jetzt, nachdem Naypyidaw seinen Bor-
der Guard Force (BGF               ….
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...  –  Grenzschutz-)plan   fallen 
ließ  und  ein  neues Waffenstillstands-
abkommen  mit  der  United  Wa  State 
Army(UWSA – Staatsarmee der Verei-
nigten Wa-Staaten) unterzeichnet hat, 
fragen  sich  die  Mongla-Gruppe,  be-
kannt als National Democratic Alliance 
Army –  (NDAA -   Nationaldemokrati-
sche Alliance Armee),  der United Na-
tionalist  Federation  Council  (UNFC  – 
Vereinigter  Nationalistischer  Föderati-
onsrat)  und  nicht-birmanische  ethni-
sche  Gruppen  allgemein,  ob  es  sich 
hier  um  einen  Wandel  in  der  Regie-
rungspolitik vom harten Kurs hin zu ei-
ner  mehr  pragmatischen  Herange-
hensweise handelt, besonders dort, wo 
die Friedensinitiative,  die sie  vor  eini-
gen Wochen begonnen hat,  betroffen 
ist.

Ein  näherer  Blick  auf  die  derzeitige 
Entwicklung  würde  zeigen,  dass  dies 
nicht der Fall ist.

Lt.  Verfassung  von  2008  stehen  alle 
Streitkräfte der Union unter dem Ober-
befehl  des  Verteidigungsministeriums. 
Und die Umsetzung durch den Grenz-
schutz (BGF) ist so, dass das Ziel Nay-
pyidaws, welches einen fortdauernden 
Prozess  darstellt,   buchstabengetreu 
und ohne Abweichung von der vorge-
schriebenen Politik durchgeführt wird.

Seit Anfang April 2009 hat das ehema-
lige SPDC-Regime Druck auf die ethni-
schen  Waffenstillstandsarmee  ausge-
übt,  ihre Einheiten als Bataillone des 
BGF unter das Kommando der burme-
sischen Armee zu stellen, und das gilt 
auch weiterhin für die Regierung Thein 
Seins.

Seit 1994 haben sich 17 wichtige ethni-
sche  bewaffnete  Antiregierungs-
Gruppen und 23 weitere kleinere Grup-
pierungen  ergeben  oder  ein  Waffen-
stillstandsabkommen  mit  der  Regie-
rung unterzeichnet. Im Prinzip wurden 
schwächere  bewaffnete  Gruppen ent-
weder  zur  Aufgabe  gezwungen,  oder 
sich  dem  Grenzschutz   einzureihen 
oder  der  Regierungsmiliz  beizutreten, 
während  größeren  der  Waffenstill-
standsstatus in der eigenen Region zu-
gebilligt wurde, wo sie sich mit erhalte-
ner militärischer Ausrüstung selbst ver-
walten konnten.

Im  August  2009  wurde  die  Kokang-
Gruppe,  die  unter  dem  Namen 
Myanmar National Democratic Alliance 
Army ( MNDAA) mit 1000 bis 1500 Sol-
daten  bekannt  ist,  von  der  burmesi-
schen  Armee  angegriffen  und  über-
rannt  und  später  Bai  Suoquian  zum 
stellvertretenden   Vorsitzenden  er-
nannt.  Der  Vorsitzende  Pheung  Kya-

Shin, der dem BGF ablehnend gegen-
überstand,  wurde  als  Drogenhändler, 
Waffenschmuggler und Krimineller ab-
gestempelt,  während  Bai  Suoquian, 
der seine Unterstützung zugesagt hat-
te,  unterstützt  und  gefördert  wurde. 
Ganz offensichtlich  hat  das  damalige 
SPDC-Regime  die  Gelegenheit  zur 
Spaltung genützt und sich an die Seite 
Bai Suoquians gestellt - ein klassischer 
Fall der Anwendung seines Mantrams 
„Spalte und herrsche“.

Am 18. August diesen Jahres wurde in 
Übereinstimmung  mit  der  Verfassung 
von 2008, die besagt, dass alle Streit-
kräfte  sich  der  burmesischen  Armee 
unterstellen  müssen,  die  Armee  der 
demokratischen Buddhisten der Karen 
(Democratic  Karen  Buddhist  Army  – 
DKBA)  mit  12  Bataillonen  aufgelöst 
und in eine Grenzschutz-Truppe unter 
dem Befehl der  burmesischen Armee 
umgewandelt,  so  berichtet  The  New 
Light of  Myanmar, der die Karen State 
Democracy  and  Development  Party 
(KSDDP –  Demokratie-  und  Entwick-
lungs-Partei  des Karen-Staates zitiert. 
Diese Partei, die zur Teilnahme an der 
allgemeinen Wahl vom 17. November 
gegründet wurde, bestätigt: „es gibt die 
DKBA nicht länger“. Und wiederum be-
steht kein Zweifel daran, dass die

Between  news,  den  4.  September 
2011 Erklärung der KSDDP das Mach-
werk der vom ehemaligen Militär domi-
nierten jetzigen Zivilregierung ist.

Auf die Frage der Shan Herald Agency 
for News (SHAN – Shan Herald-Nach-
richtenagentur)  warum  Naypyidaw 
nicht länger  darauf bestand, dass, wie 
zuvor  gefordert,  die  Wa  und  Mongla 
dem  Grenzschutz  (BGF  –  Border 
Guard  Forces)  eingegliedert  werden 
sollten,  antwortete  ein  Offizier  des 
NDAA:  „Wir  haben die  gleiche  Frage 
den  burmesischen  Abgeordneten  ge-
stellt. Die Antwort lautete, „das gehörte 
zum Programm der vorherigen Militär-
regierung.“

Aus  dieser  unverbindlichen  Antwort 
könnte  abgeleitet  werden,  dass  das 
Regime  flexibler  wird,  oder  dass  es 
sich  vom  ehemaligen   Grenzschutz-
Plan  der SPDC-Regierung distanziert. 
Aber  alle  Entwicklungen,  die  vor  den 
jüngsten  Zusammenkünften  mit  der 
UWSA und NDA liegen, weisen darauf 
hin,  dass  sich  Naypyidaw verpflichtet 
fühlt,  den Kern der BGF-Politik , basie-
rend auf der selbstentworfenen Verfas-
sung von 2008,  unerschütterlich weiter 
zu verfolgen. Die jüngste Aufgabe der 
BGF-Forderung an die beiden Gruppen 
führte  zum  einstweiligen  Waffenstill-
standsabkommen  und könnte nur ein 

taktischer Schritt sein, der jedoch nicht 
das geringste mit einer Änderung des 
strategischen Ziels zu tun hätte.

Naypyidaw hat am 6. und 7. Septem-
ber  Waffenstillstandsverträge  mit  der 
UWSA und NDAA abgeschlossen, die 
besagen: keine Feindseligkeiten, Wie-
dereröffnung der Liaisonbüros, vorheri-
ge Ankündigung im Falle eines Betre-
tens  des  Territoriums  der  jeweiligen 
anderen Seite mit Waffen und ein ge-
meinsames Koordinationsteam für  die 
regionale Entwicklung.

Die  Shan  State  Progress  Party/Shan 
State  Army  (SSA)  bemängelt,  dass 
Naypyidaw  ein  Waffenstillstandsab-
kommen  mit  Gruppen  unterzeichnet 
hat,  die  nicht  gegen  Naypyidaw  ge-
kämpft  haben, und es sich  somit  um 
einen Rohrkrepierer  handelt,  während 
es sich von  bewaffneten Gruppen, mit 
denen es zu Kämpfen gekommen war, 
fern hält.

Major  Sai  Lka,  Sprecher  des 
SSPP/SSA, vergleicht  den Schritt des 
Regimes gerne mit der Applikation ei-
nes Medikamentes am falschen Ort.

Die  UNFC,  die  im  Februar  2011 
gegründet wurde, setzt sich aus sechs 
bewaffneten Gruppen als  permanente 
Mitglieder zusammen: der Karen Natio-
nal  Union   Organization  (KNU),  der 
New  Mon  State  Party  (NMSP),  der 
Chin National Front (CNF), der Kachin 
Independence  Organization,  der  Kar-
enni  National  Progressive  Party 
(KNPP)  und  der  Shan  Progress 
Party/Shan State Army (SSPP/SSA).

Nai  Hongsa,  Generalsekretär  der 
UNFC, beklagt dies als großen Verlust 
für alle ethnischen, nicht  den  Birma-
nen  angehörenden  Gruppen,   deren 
Verhalten es aber dem Militär ermög-
lichte,  die ethnische Einheit   leicht  zu 
durchbrechen, was zeigt, dass die eth-
nischen Gruppen nicht  genügend Zu-
sammenhalt haben.

Wie auch immer, es nützt nichts, Nay-
pyidaw für seine Politik  des „Spaltens 
und Herrschens“ verantwortlich zu ma-
chen,  da  dies  im  Grunde genommen 
seine  Aufgabe  ist,  um  die  Lager  der 
Opposition  zu  spalten  und  so  seine 
Stellung als „Leithund“ zu halten. Statt 
dessen sollten die UNFC und alle an-
deren  Oppositionslager,  ob  bewaffnet 
oder nicht, einen Weg finden, um eine 
große  Koalition  zustande  zu  bringen 
und zu zeigen, dass dies eine brauch-
bare  Alternative  zum  gegenwärtigen 
Regime darstellt oder wenigstens sie in 
die Lage versetzt,  einen harten politi-
schen Handel zum Wohle der    ...
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... Menschen zu betreiben.

Zur Zeit scheint es so, dass das Thein 
Sein-Regime  internationale  Unterstüt-
zung  für  seine  Stückwerkinitiative  er-
hält, wie zum Beispiel sich Aung San 
Suu Kyi gegenüber flexibel zu zeigen, 
indem es ihr zu reisen erlaubt und öf-
fentliche Reden zu halten, oder Werk-
stattdiskussionen  darüber  zu  führen, 
wie die jammervolle wirtschaftliche Si-
tuation gebessert werden könnte, oder 
aber  Themen  zur  Armutsbekämpfung 
aufgreift,  ebenso die Einladung an im 
Exil  lebende  Burmesen,  ohne  Angst 
vor Verfolgung nach Hause zurückkeh-
ren zu können, wie auch die hochge-
lobte Friedensinitiative, die sich an die 
nicht den Birmanen zugehörigen ethni-
schen bewaffneten Gruppen richtet.

Der Sonderbeauftragte für Burma, De-
rek  Mitchell,  sagte  am  Mittwoch  vor 
Verlassen des Landes auf seiner Pres-
sekonferenz,  dass  die  burmesischen 
Regierung dabei sei, ihren Reformpro-
zess zu realisieren und dass die Aus-
söhnung Aufrichtigkeit  und Entschlos-
senheit zeigen sollte. Er sagte, die be-
dingungslose  Entlassung  aller  politi-
schen  Häftlinge,  ein  umfangreicher 
Dialog mit Aung San Suu Kyi und allen 
betroffenen  Politikern  seien  die  Vor-
aussetzung für einen Aussöhnungspro-
zess  und  nicht  der  Krieg  gegen  die 
nicht  der  Volksgruppe  der  Birmanen 
angehörigen  ethnischen  Gruppierun-
gen, sie müsse friedliche Verhandlun-
gen  mit  ihnen  allen  führen.  (Quelle: 
BBC-Burmese, 14. September 2011).

Obgleich der internationale Applaus für 
Naypyidaws  Flickschuster-Reforminitia 
-tive  ermutigend  sein  mag,  wird  eine 
wirkliche nationale Aussöhnung davon 
abhängen, ob der  Reformprozess  all-
umfassend sein wird oder ganzheitlich 
alle Nöte Burmas mitberücksichtigt.

Und deshalb wird  die Unterzeichnung 
von  Waffenstillstandsabkommen  nur 
mit der UWSA und NDAA dem ganzen 
Land  solange  nicht  den  Frieden 
bringen,  wie  der  Krieg  gegen andere 
ethnische  bewaffnete  Nationalitäten 
andauert.  Gleichermaßen  kann  die 
Entlassung Aung San Suu Kyis allein 
dem  Demokratisierungsprozess  im 
wirklichen Sinne nicht  helfen, solange 
2000  oder  mehr  politische  Häftlinge 
weiterhin festgehalten werden.

Vielleicht  ist  es  höchste  Zeit  für  die 
Thein  Sein-Regierung,  ihr  Kalkül 
aufzugeben,  politische  Häftlinge  als 
Pfand  dafür benutzen zu wollen, den 
internationalen Druck zu mindern, wie 
auch  das  „Spalte  und  herrsche“ 
anzuwenden,  um  ihre  Stellung  als 

Leithund im Kampf  gegen bewaffnete 
ethnische  Gruppierungen  zu  behaup-
ten. Statt dessen sollte sie ein umfas-
sendes  Bild  der  Aussöhnung  in  Be-
tracht ziehen und damit beginnen, die 
politischen Häftlinge zu entlassen, lan-
desweit  den Waffenstillstand auszuru-
fen und mit  allen Akteuren im  Lande 
einen allumfassenden politischen Dia-
log führen.

Der  Autor  ist  Generalsekretär  der  im 
Exil lebenden Shan Democratic Union.

**************************

Washington – Am Mittwoch baten fünf 
prominente Nobelpreisträgerinnen  US-
Außenministerin  Hillary  Rodham 
Clinton eindringlich, die Einrichtung ei-
ner  Untersuchungskommission  (Col) 
wegen  möglicher  Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit in Burma zu unterstützen.

Die  fünf  Nobelpreisträgerinnen  – 
Mairead  Maguire,  Rigoberta  Menchú 
Tum, Jody Williams, Shirin Ebadi und 
Wangari  Maathai –  appellierten in  ei-
nem offenen Brief  an Clinton, „öffent-
lich und unwiderruflich“ die Einrichtung 
eines  Col  während  der  kommenden 
UN-Generalversammlung(UNGA)  im 
September zu unterstützen.

In dem Brief wird die US auch aufge-
fordert, „mit allen relevanten Regierun-
gen“  in  einer  UNGA-Resolution  aus-
drücklich  an  UN-Generalsekretär  Ban 
Ki-moon  zu appellieren, einen Col „we-
gen möglicher Kriegsverbrechen, Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit und 
schwerwiegender  Menschenrechtsver-
letzungen  einzusetzen  und  in  der 
nächsten  Sitzung  der  Generalver-
sammlung darüber zu berichten“.

Es erfolgte keine umgehende Reaktion 
des Außenministeriums, aber es ist an-
zunehmen,  dass  die  Obama-Ad-
ministration  diesbezüglich  eng  mit  ih-
ren  internationalen  Partnern  in  New 

York zusammenarbeitet. Bisher haben 
16 Länder ihre Unterstützung für einen 
Col zugesagt, der erstmalig  im vergan-
genen Jahr vom UN-Rechtsgesandten 
für Burma, Tomás Ojea Quintana vor-
geschlagen wurde.

„Ihre  positive  Stimme –  und Führung 
zum  Erreichen  einer  Unterstützung  – 
ist notwendig, um eine Mehrheit zu ge-
winnen,“ sagten die Nobelpreisträgerin-
nen und fügten hinzu, dass sie hofften, 
dass  Clinton  eine  Haltung   vertreten 
wird, durch die die burmesischen Herr-
scher auf den langen Weg zur Verant-
wortungsübernahme  gebracht  werden 
können  und  um  zu  demonstrieren, 
dass  Verbrechen  gegen  die  Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen nicht to-
leriert werden.

Eine  Resolution,  die  einen  Untersu-
chungsausschuss  fordert,  würde  für 
das burmesische Volk, das seit so lan-
ger Zeit darum bemüht ist, der Unge-
rechtigkeit im Lande ein Ende zu set-
zen,  eine unglaubliche Unterstützung 
bedeuten.  Gleichzeitig  wäre  es  eine 
mächtige Abschreckung für all diejeni-
gen, die immer wieder an anderer Stel-
le  solche  Handlungen  wiederholen,“ 
sagten sie.

In ihrem Brief wiesen sie auch darauf 
hin, dass die neu installierte Regierung 
trotz der Wahlen im vergangenen Jahr 
und der Versprechen Naypyidaws, de-
mokratische Reformen herbeizuführen, 
fortfährt,   in  großem  Umfange  Men-
schenrechtsverletzungen zu begehen.

„Frauen sind besonders davon betrof-
fen, wenn der Staat Waffenstillstands-
abkommen  bricht  und  in  den  nördli-
chen  Shan-Staaten  und  Kachin-
Staaten  militärische  Angriffe  durch-
führt“, schrieben sie.

„Das Militärregime begeht völlig unge-
straft  schwere  Verbrechen  gegen  die 
ethnische Bevölkerung.  Dutzende von 
Frauen wurden seit  Januar 2011 ver-
gewaltigt  und  Flüchtlinge  berichteten, 
dass  die  Regierungssoldaten  erklärt 
hätten,  dass  dies  auf  Befehl  gesche-
hen sei, was den Einsatz früherer Se-
xualgewalt  als  Kriegswaffe  in  Burma 
beweist“, sagten sie.

**************************
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Amnesty drängt die Europäische Union 
und  ihre  Mitgliedsstaaten,  ihre  Unter-
stützung  zur  Bildung  eines  UN-Un-
tersuchungsausschusses  für  Verbre-
chen  gegen  die  Menschlichkeit  in 
Myanmar  zu verstärken. Diese Infor-
mation  wurde  am Freitag zur  Veröf-
fentlichung im online exile news maga-
zine Irrawaddy weitergeleitet.

Amnesty International hatte bereits zu-
vor gesagt, dass die abwartende Hal-
tung  gegenüber  der  vom  Militär  be-
herrschten  Regierung  Myanmars  un-
verantwortlich sei und drängte die EU, 
die Untersuchung von Verbrechen ge-
gen  die  Menschlichkeit  im  Lande  zu 
unterstützen.

Amnestys  Myanmar-Forscher,  Benja-
min  Zawacki,  berichtet,  dass  die  Re-
gierung  Myanmars  nach  der  Nieder-
werfung der von Mönchen angeführten 
Proteste, der sogenannten Safran-Re-
volution,   seit  Jahren   fortfährt,  die 
Menschenrechte  auf  breiter  Basis  zu 
verletzen. 

Zawacki gibt an, dass lt. Berichten aus 
den Gebieten der  ethnischen Minder-
heiten sich die Zahl der im Innern ver-
triebenen  Menschen  auf  50.000   be-
läuft  und   die  Misshandlungen  seit 
Amtsantritt der neuen Regierung nach 
den umstrittenen Wahlen im November 
anhalten.

Nach Jahren, ja selbst nach Jahrzehn-
ten  des  Abwartens  und  hinlänglichen 
Hinschauens findet Zawacki, dass die-
se Verstöße Rechenschaft verlangen.

Zawacki  fährt  fort,  dass  die  Kampf-
handlungen zwischen dem Militär und 
den bewaffneten Rebellen im Kachin-
Staat im Norden und den Karen- und 
Shan-Staaten in der Nähe der thailän-
dischen  Grenze  im  Osten  seit  den 
Wahlen  zugenommen  hätten  oder 

wieder  aufgeflammt seien.

Gefangene  werden  als  Träger, 
menschliche Schutzschilde und Minen-
sucher eingesetzt, es werden  Verge-
waltigungen  und  andere  Formen  se-
xualer Gewalt festgestellt und berichtet 
, und die Anzahl der Flüchtlinge wurde 
Ende  Juli   auf  30.000  in  den  Shan-
Staaten  und  20.000  im  Kachin-Staat 
geschätzt.

Tomas  Ojea  Quintana,  UN-
Sonderbeauftragter für Menschenrech-
te in Myanmar, wird im Oktober der UN 
einen  entsprechenden  Bericht  vorle-
gen.  Eine  Resolution  über  Myanmar 
wird voraussichtlich unter Führung der 
EU folgen, sagte Zawacki.

**************************

Der Sondergesandte für Burma berich-
tet, dass er mit der neuen Regierung in 
Naypyidaw über die Bedingungen ge-
sprochen habe, unter denen amerika-
nische Sanktionen aufgehoben werden 
könnten.

VOA, den 12.9.2011
Derek Mitchell, der vergangene Woche 
in  der  burmesischen  Hauptstadt  ein-
traf, ließ sich nicht darüber aus, was er 
der burmesischen Führung zu tun riet. 
Er  sagte  jedoch  dem  burmesischen 
Dienst des VOA, dass es ermutigende 
Gesten  gegeben  hätte  und  dass  die 
Vereinigten  Staaten  beobachten  wer-
den, wie Burma darauf antwortet.

„Es gibt Voraussetzungen unter denen 
die  Sanktionen  aufgehoben  würden. 
Und ich führte dieses Gespräch in Nay-
pyidaw,“ erklärte Mitchell. „Wir werden 
deshalb sehen, wie sich dort die Dinge 
entwickeln. Sie sollten wissen, dass es 
ermutigende  Hinweise,  Gesten  und 
Dinge  gab,  die  sich  hier  ereigneten. 
Und wir beobachten, wie es sich entwi-
ckelt und wie es läuft und werden dann 
in  Washington  entsprechend  darauf 
antworten.“

Eines der Zeichen, dass sich die Dinge 
wandeln, ist die Tatsache, dass die Re-

gierung  sich  entschlossen  hat,  einen 
Reporter  des  burmesischen  Dienstes 
von VOA ins Land zu lassen. Der Re-
porter Khin Soe Win, der mit Mitchell in 
Rangoon sprach, ist der erste Mitarbei-
ter dieses Dienstes, der als erster nach 
16 Jahren ins Land gelassen wurde.

Mitchell befindet sich, nachdem im ver-
gangenen  Monat  seine  Amtsbestäti-
gung durch den US-Senat erfolgte, auf 
seiner ersten Reise nach Burma. Mitar-
beiter  des  auswärtigen Amtes  berich-
ten,  dass er sich am Freitag mit  den 
Ministern  des  auswärtigen  Amtes,  für 
Arbeit,  soziale  Wohlfahrt,  Information 
und  Grenzangelegenheiten  getroffen 
habe. Derzeit  hält  er sich zu Gesprä-
chen mit  der prodemokratischen Füh-
rerin Aung San Suu Kyi und anderen in 
Rangoon auf.

Mitchell berichtete dem VOA, dass die 
Gespräche  bisher  sehr  produktiv ver-
laufen seien,  dass  es  jedoch zu früh 
sei,  um  absehen  zu  können,  ob  die 
Obama-Politik  des  Engagements  in 
Burma Ergebnisse zeitigt.

„Nun,  ich  denke,  es  ist  zu  früh,  um 
hierüber  zu  kommentieren.  Ich  habe 
meine Arbeit vor zwei Wochen begon-
nen,“ bemerkte Mitchell. „Dies war bis-
her  eine  sehr  produktive  Reise,  aber 
ich bin wirklich erst seit  zwei drei Ta-
gen dabei. Und ich bin hier, um zu ler-
nen  und  zuzuhören  und  mich  einzu-
bringen und sehr  freie  Gespräche  zu 
führen und Orte zu sehen wie diesen, 
der  ein  bemerkenswerter  Beweis  für 
die Lebendigkeit und das Engagement 
der Menschen dieses Landes ist.  Wir 
werden also sehen.“

Die derzeitige burmesische Regierung 
ist  seit  Ende März im Amt und  löste 
die über lange Zeit  regierende Militär-
junta ab. Seitdem wurde der Dialog mit 
Aung San Suu Kyi  eröffnet,  Besuche 
von  internationalen  Menschenrechts-
beobachtern erlaubt und es fanden ge-
mäß den  Forderungen der  internatio-
nalen Gemeinschaft,  bisher  Friedens-
gespräche mit den ethnischen Aufstän-
dischen im Norden statt, die aber ohne 
Erfolg blieben.

Die  neue Regierung  wird  jedoch  von 
ehemaligen Militäroffizieren beherrscht, 
die mit  dem alten Regime verbunden 
sind, das weiterhin mehr als 2000 poli-
tische Häftlinge festhält.

***************************

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

Between news <burmaonlinecentre@gmail.com>, 
[NLDmembrsnSupportersofCRPPnNLDnDASSK], 
Sun, 04. Sep 2011 07:13:37

Europa, die
Amnesty drängt
Between   -Covering news about Burma, Myanmar 
<http://www.betweenonline.com/news-article/europe-urged-by-amnesty-to-back-myanmar-crimes-inquiry>
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Wie  berichtet  wird,  wurde  Sein  Kyaw 
Hlaing,  ein ehemaliger  alter,  burmesi-
scher  Journalist,  der  im  Exil  für  den 
burmesischen  Dienst  des  BBC (BBC 
Burmese) und Radio Free  Asia (RFA 
– Radio  Freies  Asien)  gearbeitet  hat, 
bei seiner Ankunft in Rangoon festge-
nommen  und   verhört,  nachdem  er 
dem  Angebot  des  Präsidenten  Thein 
Sein,  dass alle Exilanten nach Hause 
zurückkehren könnten, gefolgt war.

Sein  Kyaw Hlaing,  der  den  burmesi-
schen Zuhörern bekannt wurde, als er 
1990 als Rundfunksprecher beim BBC 
Burmese arbeitete, wurde wie eine sei-
ner Bekannten am Dienstag dem The 
Irrawaddy  mitteilte, Ende August vom 
burmesischen Geheimdienst kurz nach 
seiner  Ankunft  am  internationalen 
Flughafen in Rangoon festgenommen.

„Wie  ich  hörte,  hatte  er  (Sein  Kyaw 
Hlaing)  nach  der  Ankündigung  Thein 
Seins bezüglich der  Exilanten,  wegen 
seiner Rückkehr nach Hause mit bur-
mesischen  Beamten  in  Mae Sot  ver-
handelt,“ sagte sie. „Wie berichtet wird, 
wurde er kurz nach seiner Ankunft am 
Flughafen  von  Rangoon  festgenom-
men.  Es  wird  angenommen,  dass  er 
sich  jetzt  in  der  Sonderabteilung  des 
Untersuchungszentrums   von  Aung 
Tha Pyay befindet“.

Bisher ist nicht bekannt, ob es zu einer 
Anklage kommen wird oder ob er sich
nur in Untersuchungshaft befindet.

Am 17. August informierte Thein Sein 
burmesische  Geschäftsleute und eine 
Gruppe  von  Zivilbeamten  darüber, 
dass sie die Absicht hätten „eine Über-
prüfung  durchzuführen,  um  sicherzu-
stellen,  dass  Bürger  aus  Myanmar 
(Burma),  die  im  Ausland leben,  nach 
Hause zurückkehren können, wenn sie 
kein  Verbrechen  begangen  haben.“ 
Der Präsident hat jedoch nicht klar ge-
macht, wie die Definition „Verbrechen“ 
vom Regime verstanden wird.

Ein Beamter der Union of Myanmar Fe-
deration  of  Chambers  of  Commerce 

and Industry ( Industrie- und Handels-
kammer der Union Myanmar), der an-
onym bleiben möchte, sagte, dass ob-
wohl Präsident Thein Sein die Exilan-
ten zur Rückkehr eingeladen hat, alte 
Gesetze  immer  noch  bestehen  und 
dass  man  über  die  Möglichkeit  für 
Exilanten, ohne Furcht zurückzukehren 
bisher noch nichts wisse.

Während  seiner  Tätigkeit  beim  BBC 
fand Sein Kyaw Hlaing besonders we-
gen seiner Wirtschaftsberichte Aufmer-
samkeit.  Zusammen  mit  dem in  Wa-
shington  niedergelassenen  RFA  be-
richtete er vor allem über die Angele-
genheiten der herrschenden Generäle 
und Minister. Ein Minister, über den er 
berichtete, war Aung Thaung, ein Füh-
rer  der  regierenden  Union  Solidarity 
and Development  Party und ehemali-
ger Minister der Industrie-1.

Nach seiner Arbeit mit dem RFA wurde 
Sein Kyaw Hlaing Herausgeber des in 
Thailand  niedergelassenen  New  Era 
Journals. Zur Zeit ist er Außenmitarbei-
ter für RFA.

**************************

Zu  Beginn  der  Woche  kündigte  die 
neue burmesische „Zivil-“  Regierung in 
ihrem jüngsten Versuch,  ihre reformis-
tische Glaubwürdigkeit zu stärken, an, 
dass  sie  einen  Menschenrechtsaus-
schuss  mit  dem   Auftrag  eingesetzt 
habe,  die  fundamentalen  Rechte  der 
Bürger   in  Übereinstimmung  mit  der 
Verfassung von 2008 zu unterstützen 
und zu schützen.

Im  Widerspruch  hierzu  wird  das  15 
Personen  umfassende  Gremium,  der 
sogenannte Myanmar National Human 
Rights  Commission  (MNHRC -  natio-
naler  Menschenrechtsausschuss  in 
Myanmar) unter Führung der im  Ruhe-
stand  lebenden  Botschafter  Win  Mra 
und Kyaw Tint Swe stehen, die in der 
Vergangenheit  gutdokumentierte Men-
schenrechtsverletzungen  der  vorigen 
Militärjunta  auf  internationalen  Foren 
geleugnet haben.

Was  lt.  Kritikern  der  Regierung  noch 
schlimmer ist, dieser Schritt kommt zu 
dem  Zeitpunkt,  zu  dem   die  neuen 
Herrscher sich weigern anzuerkennen, 

dass  sich  mehr   als  2000  politische 
Gefangene  im Gulag des Landes be-
finden  und  noch  weniger  bereit  sind, 
sie zu entlassen, wie dies von der de-
mokratischen Opposition und der inter-
nationalen  Gemeinschaft  gefordert 
wird.

Und es kann ebenfalls bezweifelt wer-
den, dass sich der MNHRC eines wei-
teren  Problems  annehmen  wird,  das 
seit langem Burma die Reputation ein-
bringt, zu den schlimmsten Menschen-
rechtsverletzern  weltweit  zu  gehören: 
der  Kriegsverbrechen  gegen  Bürger 
der  Volksgruppen als  Teil  seiner  An-
griffe gegen Rebellen.

Die seit kurzem wiederaufflammenden 
Konflikte  in  den  Shan-,  Kachin-,  und 
Karen-Staaten scheinen unter der Re-
gierung des Präsidenten Thein Sein zu 
beweisen, dass Menschenrechtsverlet-
zungen eher zu- als abnehmen. Bewei-
se,  die  von  lokalen  Menschenrechts-
gruppen  heimlich  außer   Landes  ge-
schmuggelt  wurden, zeigen ein beun-
ruhigendes  Muster  von  Vergewalti-
gung, Zwangsarbeit und anderen Ver-
brechen,  die völlig  ungestraft von An-
gehörigen  des  burmesischen  Militärs 
begangen werden.

Man kann deshalb nur hoffen, dass der 
MNHRC lediglich nicht nur  dazu dient, 
Burmas fürchterliche Menschenrechts-
akte schönzufärben. Vor allem darf die 
internationale  Gemeinschaft  nicht 
durch die solang nur kosmetischen Be-
mühungen der Regierung, die Akte be-
reinigen zu wollen, eingelullt werden. 

Zum Glück stehen burmesische Oppo-
sitionsgruppen und Exilanten nicht  al-
lein da, wenn sie sich gegenüber die-
sen „Reformen“ der neuen Regierung 
skeptisch zeigen. In einer am 5. August 
2011 vom UN-Büro in Rangoon veröf-
fentlichten Erklärung sagte Generalse-
kretär  Ban Ki-moon,  dass  er  die  von 
der armeegestützten Regierung ange-
kündigten Reformen begrüße, er fügte 
jedoch hinzu, dass die Inhaftierung po-
litischer  Gefangener das Vertrauen in 
das Regime unterminiere.

Ban,  sagte,  dass  die  Entlassung  der 
prodemokratischen Führerin Aung San 
Suu  Kyi  im  vergangenen  Jahr  dem 
Land die  Gelegenheit  gegeben hätte, 
sich „auf den Pfad des Fortschrittes“ zu 
begeben und drängte auf eine „baldige 
Durchführung“  der  vorgeschlagenen 
Reformen,  er  unterstrich  ebenfalls, 
dass  das  Land weiterhin  unter  „erns-
ten,  tiefhaftenden  und  langandauern-
den“ Menschenrechts-, politischen und 
ökonomischen Problemen leide.
                                                    ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

THE BURMANET NEWS - September 3 – 6, 2011 
Issue #4263, Tue, 06. Sep 2011, "Editor" 
<editor@burmanet.org>, www.burmanet.org 

<http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=22022>
The Irrawaddy, den 6. September 2011

Exil-Journalist
nach Rückkehr

WAI MOE
festgenommen
in Rangoon   

The Irrawaddy - EDITORIAL, Friday, 
September 9, 2011 - 
<http://www.irrawaddy.org/opinion_story.php?art_id=22044>

The Irrawaddy, Newsletter for September 9, 2011 
Fri, 09. Sep 2011 17:44:49, news@irrawaddy.org, 
www.irrawaddy.org

Menschenrechte

The Irrawaddy, den 9. September 2011
schöngefärbt?  -
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  Seite 6                                                                     Burma Report   A-101                                                     Oktober 2011   

... Soll  der  MNHRC mehr  als  nur 
eine Zielscheibe des Spottes werden, 
dann  müssen  sich  seine  Führer  mit 
den  Tatsachen  aussöhnen  und  nach 
mehr als fünfzig Jahren der Militärherr-
schaft zugeben, dass der Staat als der 
hauptsächlichste (wenn auch nicht der 
alleinige)  Straftäter hinsichtlich der An-
griffe auf die Menschenrechte burmesi-
scher Bürger anzusehen ist.

Solange  die  Mitglieder  des  angeblich 
unabhängigen  Gremiums  nicht  den 
Mut finden, sich der Wahrheit zu stel-
len,  solange  wird  es  notwendig  sein, 
dass  westliche  und  regionale  Regie-
rungen  weiterhin  die  Übernahme  der 
Verantwortung von Naypyidaw fordern. 
Und das geschieht am besten, indem 
sie hinsichtlich möglicher Kriegsverbre-
chen  und  Verbrechen  gegen  die 
Menschlichkeit in Burma die Forderung 
der  Opposition  nach  einem  Untersu-
chungsausschuss  der  UNO unterstüt-
zen.

**************************

Der Plan, der den Export bedroht und 
Landwirte  trifft,  ist  dem  Anstieg  des 
Kyat-Wertes gegenüber dem US-Dollar 
zu danken.  Die  Regierung Myanmars 
plant, den Wert des Kyats, der offiziel-
len Landeswährung, zum ersten Mal in 
fast  vier Jahrzehnten anzuheben.

Der  Wert  der   Landeswährung  Kyat 
steigt gegenüber dem Dollar rapide an, 
was den Export bedroht. 

Wirtschaftswissenschaftler  glauben, 
dass ein großer Zufluss ausländischer 
Geldmittel  für  Projekte  der  Infrastruk-
tur, hohe Öl- und Gaspreise sowie ein 
massiver Ausverkauf von Regierungs-
vermögen gemeinsam dazu beitragen, 
den Kyat in die Höhe zu treiben.

Landwirte, die fast 70% zur Wirtschaft 
des Landes beitragen, sind besonders 
schwer davon betroffen.

Al  Jazeeras  Sonderberichterstatterin 
berichtet  aus  Rangoon.  Wegen  der 
starken Einschränkungen der Medien-
freiheit nennen wir ihren Namen  nicht.

**************************

Eine  Petition,  die  von  fast  1600  ein-
flussreichen  Burmesen,  unter  ihnen 
Politiker,  Journalisten,  Schriftsteller, 
Künstler  und  Filmdirektoren,  unter-
schrieben  wurde,  ging  mit  der  Bot-
schaft  der  Kampagne „Von allen,  die 
möchten, dass der Irrawaddy für immer 
fließt“ an Präsident Thein Sein.

Unter den Unterzeichnenden befinden 
sich: Win Tin, prominentes Mitglied der 
Oppositionspartei  National League for 
Democracy, Veteran-Journalisten Sein 
Win und Maung Wun Tha; Kyaw Thu, 
Gründer der Bewegung Freie Begräb-
nisdienste; der Schriftsteller Than My-
int Aung; Sozialaktivist Aung Thin; der 
gefeierte Schriftsteller Zaw Zaw Aung; 
sowie der Filmdirektor Cho Tu Zai.

Die  Kampagne wurde  von  Myat  Thu, 
einem bekannten Mitglied der Studen-
tengruppe  88er Generation gegründet.

In einem Gespräch mit dem The Irra-
waddy  berichtete  Mya  Thu  am  Don-
nerstag, dass die  Petition von „einem 
Brief,  der  unsere  Besorgnis  darlegt“ 
begleitet wurde.

Der Irrawaddy wird als die Hauptarterie 
Burmas angesehen, und der  Lebens-
unterhalt  von Millionen von Menschen 
hängt von ihm ab. Seine Quelle liegt im 
Kachin-Staat in Nordburma am Zusam-
menfluss von N'mai und Mali und fließt 
2.170  km   (1.348  Meilen)  durch  die 
wichtigsten  Städte  des  Landes  wie 
Myitkyina, Bhamo, Mandalay, Sagaing, 
Bagan,  Magwe  und  Pyaw,  bevor  er 
sich in das fruchtbare Irrawaddy-Delta 
ergießt.

Aber heute wird der Fluss von einem 
bisher  nicht  dagewesenen Ereignis  in 
Form eines Talsperren

Das  vorherige  herrschende  Militärre-
gime  und  Chinas  Staatliche  Chinese 
Power  Investment  Corporation  (CPI) 

beschlossen  gemeinsam,  den  Mega-
damm in Myitsone zu bauen, am Zu-
sammenfluss, der die Quelle des Irra-
waddy bildet. Dieses Wasserkraftwerk-
Dammprojekt wird die 15. größte Was-
serkraftwerksstation der Welt sein und 
soll um die US$ 3.6 Billionen kosten.
Die  Länge  des  Dammes  soll  499  ft 
(152 m) betragen und seine Höhe  499 
ft.,  was einem 50-Etagen-Haus gleich 
kommt.   Die  Oberfläche  des  Reser-
voirs wird sich über 295.8 Quadratmei-
len (766 Quadratkilometer) erstrecken, 
d.h. es wird größer als der Stadtstaat 
Singapur sein.

Umweltschützer,  Aktivisten  und  Politi-
ker haben ihre wachsenden Bedenken 
über das Schicksal dieses  mächtigen 
Flusses geäußert, aber die Regierung 
zögert, etwas gegen den Bau zu unter-
nehmen.

Jetzt haben politische Parteien und un-
abhängige  Kandidaten  das  Oberste 
Gericht  aufgefordert,  zur  Rettung des 
Irrawaddy einzuschreiten.

„Wir  haben heute einen offenen Brief 
verschickt“,  sagte Win Cho, ein unab-
hängiger  Kandidat.  „Wir  fordern  eine 
offizielle  Antwort  hinsichtlich  des  Irra-
waddy  und  des  Myitsone-Damm-
Projektes.“

Win Cho sagte, dass sich unter weite-
ren Unterzeichnenden Bauk Ja von der 
National  Democratic  Force;  Soe  Kyi 
aus Thanlyin; Aung Myo Oo aus Kyee-
myindaing  und  Min  Aung  aus  Bo-
tahtaun, alle  im  Kachin-Staat  liegend, 
befinden.

**************************

Der  UN-Gesandte  für  Burma,  Derek 
Mitchell, wird diese Woche seine Jung-
fernreise nach Burma antreten.  Er  ist 
der  zweite  Kandidat,  der  vom  US-
Senat vorgeschlagen wurde.

Im November 2008 hatte der scheiden-
de Präsident Georg W. Bush Michael 
J. Green für diese Aufgabe vorgeschla-
gen,  dieser  Vorschlag  wurde  jedoch 
nie bestätigt. Der Posten war als   ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

zin linn <zinlinn@yahoo.com.au>, 
NLDmembrsnSupportersofCRPPnNLDnDASSK] 
News & Articles on Burma, Thu, 08. Sep 2011 

aljazeera.net - 
<http://english.aljazeera.net/news/asia-
pacific/2011/09/20119885754421184.html?>

Änderung des
Myanmar erwägt

Wechselkurses -
Al Jazeera, Donnerstag, den 8. September 2011

The Irrawaddy Newsletter for September 12, 
2011, Mon, 12. Sep 2011 17:09:46, 
news@irrawaddy.org, www.irrawaddy.org

US-Gesandter

The Irrawaddy, 12. September 2011 
<http://www.irrawaddy.org/opinion_story.php?art_id=22053>

sollte der nationalen

den Vorrang geben - 
NEHGINPAO KIPGEN 

Aussöhnung

The Irrawaddy, Newsletter for September 2, 
2011, Fri, 02. Sep 2011 17:59:17,
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news@irrawaddy.org, www.irrawaddy.org
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... Teil des Block Burmese Junta's 
Anti-Democratic  Efforts  (JADE –  Blo-
ckierung  der  antidemokratischen  Be-
mühungen  der  burmesischen  Junta, 
Act 2008) eingerichtet worden.

Wegen seiner Erfahrung in  Asien und 
seiner jüngsten Aufgabe als Ministerial-
rat für asiatische und pazifische Ange-
legenheiten ist Mitchell jemand, der die 
Region kennt, wenn auch nicht beson-
ders gut Burma.

Die Einrichtung des Amtes eines Son-
derbeauftragten  mit  den  Befugnissen 
eines Botschafters  ist  bereits  an sich 
ein  Zeichen,  dass  die  US-Regierung 
einen strategischen Wechsel in der Po-
litik  vornimmt.  Unter  der  Bush-Ad-
ministration war Burma isoliert und und 
als  „Außenposten  der  Tyrannei“  be-
zeichnet  worden.  Seit  des misslunge-
nen  demokratischen  Aufstandes  von 
1988  unterhielten  die  USA  auf  Bot-
schafterebene  keine  Verbindung  zu 
Burma.

Am Vorabend seiner Reise, die am 8. 
September  beginnt,  gab  das  US-Au-
ßenministerium bekannt, dass der Be-
such Mitchells „beabsichtigt,  auf  Dia-
log und Engagement der USA zur Er-
reichung gemeinsamer Ziele wirklicher 
Reformen,  der  Aussöhnung und  Ent-
wicklung  des  burmesischen  Volkes 
aufzubauen“.

Es wird erwartet, dass der  Gesandte 
während seines Besuches eine große 
Anzahl von Interessenten  treffen wird, 
unter ihnen Regierungsführer und Füh-
rer  der  Opposition.  Was  sollte  nun 
beim  Versuch,  die  nationale  Aussöh-
nung  zu ermöglichen, Priorität haben? 
Sollte  der  Fokus  auf  den  einheimi-
schen Akteuren ruhen oder auf der in-
ternationalen Gemeinschaft?

Es wird erwartet, dass sein Augenmerk 
sich auf  beide gleichzeitig richten wird. 
Seine Route umfasst einen Besuch in 
Bangkok  und  Jakarta.  Thailand  wie 
auch Indonesien sind zwei einflussrei-
che Mitglieder der Association of  Sou-
theast  Asian  Nations  (ASEAN),  der 
Burma als Mitglied angehört.  Da Bur-
ma den Vorsitz für 2014 anstrebt, ha-
ben  diese  beiden  Länder  hinsichtlich 
der burmesischen Führung eine gewis-
se Möglichkeit der Einflussnahme.

Obgleich sie eine wichtige Rolle spie-
len, liegt der Grund der burmesischen 
Probleme weder im Studentenaufstand 
von 1988 noch in der Missachtung des 
Ergebnisses  der  allgemeinen  Wahlen 
von  1990.  Sie  gründen  in  einer 
tiefwurzelnden  Geschichte,  die  es 
erfordert,  von den politischen Planern 

und  strategischen  Denkern  wahrge-
nommen zu werden.

Sollten Sie heute den ethnischen Min-
derheitsgruppen  in  Burma  die  Frage 
stellen, so werden die Mehrheit, wenn 
nicht gar alle antworten, dass sie sich 
als  separate  Nationalität  betrachten. 
Diese Behauptung mag nach einem ra-
dikalen Ansatz klingen, wird aber dieje-
nigen  nicht überraschen, die die politi-
sche Landschaft Burmas vor der  Un-
abhängigkeit  von  Britannien  in  1948 
verstehen. 

Wenn die internationale Gemeinschaft 
burmesisch  sagt, werden darunter all-
gemein alle  Menschen in  Burma ver-
standen. Die  ethnischen Minderheiten 
sind jedoch nicht immer mit dieser Ver-
allgemeinerung einverstanden. Vor der 
Unabhängigkeit  des  Landes  galt  die 
Bezeichnung burmesisch nur für denje-
nigen Teil  Burmas, in dem die Ethnie 
der Birmanen lebt.

Die Karen werden z.B. argumentieren, 
dass  sie  keine  Burmesen  seien  und 
nur gewaltsam in der Panglong Konfe-
renz von 1947 zum Teil der Burmesi-
schen  Union  wurden.  Gleichermaßen 
können die Chin, Kachin und Shan ar-
gumentieren, dass sie den Vertrag von 
Panglong nur unterschrieben, weil  die 
Führer der eigentlichen Birmanen jeder 
Nationalität  die  Autonomie   innerhalb 
der Union zusicherten.

Da  sich  die  ethnischen  Minderheiten 
von den Burmanen nach dem Abgang 
der Briten, gekoppelt mit der oppressi-
ven Art  der darauffolgenden burmani-
schen  Regierungen,  verraten  fühlen, 
fehlt  es  an  gegenseitigem  Vertrauen 
zwischen den Burmanen und den Min-
derheiten.

Die Auslegung nationaler Aussöhnung 
mag  auch  unter  den  verschiedenen 
Oppositionsgruppen  unterschiedlich 
sein. Die Mehrzahl der ethnischen Bir-
manen  könnte  einer  Aussöhnung zu-
stimmen, wenn das Ergebnis der Wahl 
von 1990 irgendwie anerkannt und die 
Verfassung von 2008 überarbeitet wür-
de.

Für  die  ethnischen  Minderheiten  ist 
eine Wiederherstellung der Demokratie 
ohne Föderalismus nicht ausreichend. 
Während  der  wenigen  vergangenen 
Jahrzehnte haben aufeinanderfolgende 
burmesische Regierungen fälschlicher-
weise unter einer Definition des Föde-
ralismus die Separation oder Sezessi-
on verstanden.

Es muss der Regierung Thein Sein klar 
sein,  dass  Föderalismus  nicht  gleich-

bedeutend ist mit dem Auseinanderfal-
len Burmas. Die Regierung sollte den 
Spielraum  für  nationale  Aussöhnung 
für  alle  Volksgruppen  der  Burmesi-
schen Union erweitern.

Die Aussöhnung unter der Volksgruppe 
der  Birmanen würde einen guten An-
fang bedeuten. Die jüngste Mäßigung 
der  Konfrontation  zwischen  der  von 
Aung San Suu Kyi geleiteten National 
League for Democracy und der Regie-
rung Thein Sein ist  eine positive Ent-
wicklung, obwohl es noch zu früh ist, 
daraus irgendwelche Schlüsse zu zie-
hen. 

Sollte es der burmesischen Regierung 
und der  internationalen  Gemeinschaft 
ernst  damit  sein,  die  jahrzehntealten 
Probleme lösen zu wollen, müssen sie 
die Bedenken der ethnischen Minder-
heiten mit in Betracht ziehen. Um dies 
zu ermöglichen, müsste die Regierung 
einen Drei-Parteien-Dialog beginnen. 

An einem solchen Dialog müssten die 
Führer  der  verschiedenen  Volksgrup-
pen beteiligt sein, ebenso wie die von 
Suu Kyi geleitete  burmesische Oppo-
sition und Vertreter der burmesischen 
Regierung auf höchster Ebene.

Da das Engagement der USA von allen 
Parteien  begrüßt  wird,  sollte  der  Ge-
sandte während seines  Besuches die 
Gelegenheit  ergreifen,  den Beginn ei-
nes Drei-Parteien-Dialoges zu betonen. 
Damit  ein  solches  Treffen  freundlich 
und produktiv verlaufen kann, muss es 
den  Volksgruppen  erlaubt  sein,  ihre 
Bedenken frei und ohne Einschüchte-
rung äußern zu können.

Da es während der vergangenen sechs 
Jahrzehnte dem Militär nicht gelungen 
ist,  die  ethnischen Aufständischen  zu 
neutralisieren, ist es an der Zeit für die 
burmesische  Regierung  einzusehen, 
dass  militärische  Operationen  keine 
Lösung für Burmas Probleme darstel-
len. Gewalt gebiert Gewalt.

Bei seinem Versuch, die nationale Aus-
söhnung zu erleichtern, muss der US-
Gesandte verstehen, dass eine dauer-
hafte  Lösung  der  burmesischen  Pro-
bleme  zum  größten  Teil  davon  ab-
hängt,  inwieweit  es  zur  Aussöhnung 
zwischen der burmesischen Regierung 
und  den  ethnischen  Minderheiten 
kommt.

Auf  internationaler  Ebene  sollte  der 
Gesandte die  Möglichkeit  von Sechs-
parteien-Gesprächen  in  Betracht  zie-
hen, an denen die USA, die Europäi-
sche Union, die ASEAN, China, Indien 
und Burma teilnehmen.               ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 
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... Jeder Durchbruch in einer  sol-
chen Szene wäre ein großer Erfolg für 
die Politik des Engagements der USA.

***************************

Rangoon  –  Myanmars  Demokratie-
Ikone Aung San Suu Kyi  sagte  am 
Dienstag, dass sie erwartet, mit Präsi-
dent Thein Sein zusammenarbeiten zu 
können, da er sich „zu Reformen ver-
pflichtet zu fühlen scheint“. Die interna-
tionale Gemeinschaft sollte jedoch die 
Sanktionen  noch  nicht  aufheben,  die 
gegen die vom Militär gestützte Regie-
rung  ausgesprochen wurden.

„Ich  bin  ziemlich  zuversichtlich,  dass 
ich mit ihm zusammenarbeiten könnte, 
berichtete  Suu  Kyi,  die  vergangenen 
November  aus  einem  siebenjährigen 
Hausarrest entlassen wurde, in einem 
Interview mit den Kyoto News.

„Ich denke, dass der Weg für einen po-
sitiven Wandel frei ist“, sagte sie.

Sie machte diese Bemerkungen nach 
einem  Gespräch  mit  Thein  Sein,  mit 
dem sie sich am 19. August  im Büro 
des  Präsidenten  in  der  Verwaltungs-
hauptstadt  Naypyidaw getroffen hatte. 
Dies wurde als erster Kontakt seit 2002 
zwischen einem hohen Regierungschef 
und   der Nobelpreisträgerin vermerkt.

Suu Kyi lehnte es ab, ihre Gespräche 
mit dem Präsidenten zu kommentieren, 
sagte aber: „Ich glaube, dass er sich zu 
Reformen verpflichtet fühlt“.

Sie  warnte  jedoch,  dass   nicht  nur 
Thein  Sein  und  die  demokratischen 
Kräfte der sogenannten zivilen Regie-
rung, die in den Wahlen des vergange-
nen Jahres an die Macht kam und die 
von Suu Kyis National League for De-
mocracy  boykottiert  wurden,   gewon-
nen werden müssten.

„Deshalb sind es nicht  nur  der Präsi-
dent und ich selbst“, bemerkte sie zum 
Dialogprozess.

„Alle müssen hart daran arbeiten, um 
jeden auf die positive Seite zu ziehen“, 
sagte sie. „Wir müssen die Menschen 
durch  Überzeugungsarbeit  und  durch 
Erklärungen gewinnen und durch den 
Aufbau von Verständnis“. 

„Ich  habe  stets  gesagt,  dass  ich  ein 
vorsichtiger Optimist bin, und so werde 
ich auch ein vorsichtiger Optimist blei-
ben“.

Thein  Sein,  der  unter  der  vorherigen 
Militärregierung  Premierminister  war, 
trat  sein  Amt  als  Präsident  am  30. 
März  an  und  gelobte,  die  nationale 
Aussöhnung  nach  Jahren  der  Unter-
drückung der prodemokratischen Kräf-
te zu fördern.

Auf die Frage, ob sie sich wieder mit 
Thein  Sein  treffen  werde  antwortete 
sie: „Das hoffe ich“.

Sie hofft darauf, dass beide Seiten bei 
einem  weiteren  Treffen  zusammen 
„eine  Art  von  Abkommen  und  einen 
Zeitrahmen hinsichtlich des politischen 
Prozesses ausarbeiten können“, sagte 
sie. 

Bezüglich  internationaler  Sanktionen 
sagte Suu Kyi, dass sie und ihre NLD 
„immer  noch  dieselbe Haltung vertre-
ten“,  nämlich,  dass  Sanktionen  nur 
dann aufgehoben werden sollten, wenn 
die  Regierung  die  Forderungen  der 
Länder, die sie ausgesprochen haben, 
erfüllt, wie z.B. die Freilassung aller po-
litischen  Häftlinge  und  Fortschritte  in 
einer wirklichen Demokratisierung.

„Damit  die  Sanktionen  aufgehoben 
werden  können,  sollten  diese  Forde-
rungen in einem annehmbaren Maß er-
füllt sein,“ sagte sie.
Suu  Kyi  wies  Spekulationen  zurück, 
denen zufolge  in  einigen  Kreisen  be-
fürchtet wird, dass die Entlassung tau-
sender Gefangener zu Unruhen führen 
könnte, als sie sagte, dass derlei Ängs-
te „stark übertrieben“ seien.

„Die Führer unter den politischen Ge-
fangenen  sind  verantwortliche  Men-
schen  und  werden  nicht  Unruhe  der 
Unruhe wegen stiften“, sagte sie.

„Solange sich das Land auf dem richti-
gen  Weg befindet,  besteht  keine  An-
lass  zur  Angst.  Die  Menschen gehen 
nur auf die Straße, wenn sie die Situa-
tion für so schlecht halten, dass es kei-
nen anderen Weg für sie gibt“.

Nach ihrer Rolle im zukünftigen Myan-
mar befragt, antwortete sie, „Was mei-
ne kommende Rolle sein soll, müssen 
die  Menschen  entscheiden,  wenn  ich 
selbst  über  meine  Rolle  entscheiden 
würde, dann wäre ich kein demokrati-
scher Führer“.

Zur  Rolle  der  japanischen  Regierung 
hinsichtlich der Erleichterung wirklicher 
Demokratisierung  in  Myanmar  sagte 
Suu Kyi, „ich denke, die japanische Re-
gierung  sollte  versuchen,  eher  den 
Menschen in Burma als der burmesi-
schen Regierung nahezukommen“.

„Ich  habe wiederholt  gesagt,  dass  es 
so scheint,  als ob die japanische Re-
gierung gute und enge Beziehungen zu 
jeder Regierung, die an der Macht ist, 
unterhält, anstatt gute und verständnis-
volle  Beziehungen  zu  den  Menschen 
des Landes, und das ist es, worauf es 
auf Dauer ankommt“.

**************************
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Suu Kyi glaubt
Myanmars
Präsidenten zu
Reformen
verpflichtet  -
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